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Reichs⸗Geſetzblatt 


N A. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Abänderung der Verordnung über die Tagegelder ꝛc. der gefandt- 
ſchaftlichen und Konſularbeamten. S. 27.— Verordnung, betreffend bie Suspenſion des Artikels 10 
der Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See. S. 28. — Freund» 
fhaftsvertrag mit Samoa. S. 29. 


(Nr. 1405.) Verordnung wegen Abänderung der Verordnung, betreffend die Tagegelder, die 
Fuhrkoſten und die Umzugskoſten der geſandtſchaftlichen und Konſularbeamten, 
vom 23. April 1879. Vom 7. Februar 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, auf Grund des F. 18 des Geſetzes, betreffend 
die ne der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 61), im Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 


Artikel 1. 


Im H. 3 Abſatz 1 der Verordnung, betreffend die Tagegelder, die Fuhrkoſten 
und die Umzugskoſten der geſandtſchaftlichen und Konſularbeamten, vom 23. April 
1879 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 127) kommen die Worte „im Auslande“ in Wegfall. 


Artikel 2. 
Der F. 4 der Verordnung vom 23. April 1879 wird aufgehoben. 


„Alrkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 7. Februar 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. 


Reichs ⸗Geſetzbl. 1881. 7 
Ausgegeben zu Berlin den 26. Februar 1881. 
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(Nr. 1406.) Verordnung, betreffend die Suspenſion des Artikels 10 der Verordnung vom 
7. Januar 1880 zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See. 
Vom 16. Februar 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, auf Grund des F. 145 des Strafgeſetzbuchs 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1876 S. 40), zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe 
auf See, was folgt: 

En 


Der Artikel 10 der Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der 
Schiffe auf See vom 7. Januar 1880 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1) tritt außer Kraft. 


$. 2. 
Offene Fiſcherfahrzeuge und andere offene Boote ſind nur verpflichtet, ein 
helles weißes Licht zu zeigen. 
Außerdem können dieſelben eines Flackerfeuers ſich bedienen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. Februar 1881. 


(J. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 
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(Nr. 1407.) Freundſchaftsvertrag zwiſchen Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer, König 
von Preußen 2c. ꝛc., im Namen des Deutſchen Reichs, und Ihren Excellenzen 
den Herren der Taimua, im Namen der Regierung von Samoa. Vom 
24. Januar 1879. 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen ac. ꝛc., im Namen 
des Deutſchen Reichs einerſeits, und Ihre Excellenzen die Herren der Taimua, 
im Namen der Regierung von Samoa andererſeits, von dem Wunſche geleitet, 
Ihre freundſchaftlichen Beziehungen und Ihre Intereſſen gegenſeitig zu fördern 
und zu befeſtigen, haben beſchloſſen, einen Freundſchaftsvertrag abzuſchließen. 
Zu dieſem Ende haben Sie zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen x. ꝛc.: 
Allerhöchſtihren Korvettenkapitän Carl Bartholomäus von Werner, 
Kommandanten Seiner Majeftät Korvette »Ariadne«, Ritter des 
Königlichen Kronenordens dritter Klaſſe und des Rothen Adlerordens 
vierter Klaſſe, 
und 
Allerhöchſtihren Konſul für die Samoa⸗ und Tonga⸗Inſeln Theodor 
Auguſt Ludwig Weber, f 
und 
Ihre Excellenzen die Herren der Taimua: 
das Mitglied der Taimua, Tu iã 
und 
das Mitglied der Taimua, Lemana 
und 
den Unterſtaatsſekretär Meiſake, 
welche nach gegenſeitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger Form befun⸗ 
denen Vollmachten über nachſtehende Artikel übereingekommen ſind. 


Artikel J. 


Es ſoll Friede und immerwährende Freundſchaft ſein zwiſchen dem Deut⸗ 
ſchen Reich einerſeits und Samoa andererſeits, ſowie zwiſchen den beiderſeitigen 
Angehörigen ohne Unterfchied der Perſonen und der Orte. 


Artikel II. 


Den Angehörigen der beiden vertragenden Theile ſoll in beiden Ländern 
der nk und immerwährende Schutz ihrer Perſon und ihres Eigenthums 
zu Theil werden, und ſollen ferner die Deutſchen in Samoa und die Samoaner 
in Deutſchland von allen Kriegskontributionen, militäriſchen Requiſitionen oder 
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Kriegsdienſten, und zwar beſonders die Deutſchen in Samoa von einer Okku⸗ 
befreit fen Häuſer, Ländereien und Pflanzungen durch kriegführende Parteien 
efreit ſein. 


Artikel III. 


Die Deutſchen, welche ſich in Samoa, und die Samoaner welche ſich in 
Deutſchland aufhalten, genießen vollſtändige Kultus⸗ und Gewiſſensfreiheit, und 
ſollen dieſelben in keiner Weiſe wegen ihres religiöſen Glaubens oder wegen der 
Ausübung ihres Gottesdienſtes in ihren Häuſern oder Kirchen beläſtigt, beunruhigt 
oder geſtört werden. Auch ſollen die Angehörigen beider Länder die Befugniß 
haben, ihre Landsleute, welche in Deutſchland oder auf den Samoa⸗Inſeln mit 
dem Tode abgehen, an Orten, welche ſie zu dem Zwecke erworben und eingerichtet 
haben, zu beſtatten, und ſollen die ihren kirchlichen Gebräuchen entſprechenden 
Begräbnißfeierlichkeiten in keiner Weiſe geftört, noch die Gräber aus irgend einem 
Grunde beſchädigt oder zerſtört werden. 

In allen dieſen Fällen haben die Samoaner in Deutſchland ſich den Geſetzen 
und Verordnungen des Landes zu unterwerfen und ſich nach den betreffenden 
Sitten und Gebräuchen zu richten, ſowie die kirchliche Schicklichkeit zu beobachten. 
Die Deutſchen in Samoa ſollen in der Beziehung gehalten ſein, ſich nach etwaigen, 
ſpäter zwiſchen den beiderſeitigen Regierungen zu vereinbarenden Geſetzen und 
Verordnungen zu richten, inzwiſchen jedoch ſollen dieſelben nichts thun, was gegen 
die Geſetze und Verordnungen ihres eigenen Landes verſtoßen würde. 


Artikel IV. 


Es ſoll für die deutſchen Staatsangehörigen vollſtändige Handelsfreiheit 
in allen Gebieten Samoas beſtehen. Dieſelben können ungehindert mit ihren 
Schiffen und Ladungen aller Art in alle Plätze Häfen und Gewäſſer Samoas 
einlaufen, die Ladungen ihrer Schiffe verkaufen, an Land nehmen und lagern, 
ſowie auch alle ihnen gehörigen Landeserzeugniſſe oder andere Gegenſtände irgend 
einer Art abſenden und ihre Schiffe damit beladen. Die deutſchen Staats⸗ 
angehörigen ſollen weder für ihre ankommenden und ausgehenden Schiffe und 
deren Ladungen, noch für die Betreibung des Handels irgend welchen Steuern, 
Abgaben oder Beſchränkungen unterworfen ſein, ſo lange ſolche nicht beſonders 
zwiſchen den beiderſeitigen Regierungen vereinbart ſind, jedoch ſollen die deutſchen 
Staatsangehörigen auch in ſolchem Falle immer die gleichen Rechte und Vortheile 
5 ere genießen, wie die Samoaner oder die Angehörigen der meiſtbegünſtigten 

ation. 


Artikel V. 


Es ſoll den deutſchen Kriegsſchiffen freiſtehen, in den Hafen von Saluafata 
einzulaufen, daſelbſt zu ankern, zu verweilen, Bedarf einzunehmen und auszubeſſern, 
und der deutſchen Regierung ſoll es ferner freiſtehen, in jenem Hafen nach eigenem 
Ermeſſen alle für die deutſchen Kriegsſchiffe und deren Beſatzungen nützlichen Ein⸗ 
richtungen und Anordnungen zu treffen. 


et 


Die Samoa-Regierung iſt ferner damit einverſtanden, daß die deutſche Re⸗ 
gierung an den Ufern jenes Hafens Gebäude Zwecks Lagerung von Kohlen und 
irgend anderen Bedarfsgegenſtänden für die deutſchen Kriegsſchiffe und deren 
Beſatzungen errichtet. Es ſoll der deutſchen Regierung auch freiſtehen, auf dem 
Lande, wo die Stationsgebäude errichtet werden, ihre Flagge aufzuziehen, jedoch 
ſoll die Oberhoheit der Samoa⸗Regierung über den Hafen von Saluafata dadurch 
in keiner Weiſe geſchmälert oder beeinträchtigt werden, andererſeits aber verſpricht 
dieſe auch nichts zu thun, wodurch die der deutſchen Regierung in dieſem Artikel 
gewährten Rechte irgendwie wertlos gemacht oder beeinträchtigt werden könnten. 
Auch ſoll durch die in dieſem Artikel der deutſchen Regierung gewährten Rechte 
der Hafen von Saluafata den Kriegs⸗ oder Handelsſchiffen derjenigen Nationen, 
welchen die Samoa⸗Regierung ihre Häfen offen hält, nicht verſchloſſen werden, jedoch 
darf die Regierung von Samoa in Bezug auf dieſen Hafen und ſeine Ufer keiner 
e Nation gleiche Rechte, wie die der deutſchen Regierung gewährten, 

ewilligen. 

Es ſoll den deutſchen Kriegsſchiffen ferner freiſtehen, auch in alle anderen 
Plätze, Häfen und Gewäſſer Samoas einzulaufen, daſelbſt zu ankern, zu verweilen, 
Bedarf einzunehmen und auszubeſſern, nach Maßgabe etwaiger, zwiſchen den 
beiderſeitigen Regierungen zu vereinbarender Geſetze, und verſpricht die Samoa⸗ 
Regierung hierdurch ferner, daß fie keiner anderen Nation in irgend einer Weiſe 
irgendwelche Vorrechte vor der deutſchen Regierung in Bezug auf den Hafen von 
Apia und deſſen Ufer bewilligen will, ſondern daß die deutſche Regierung auch 
in dieſer Beziehung mit anderen Nationen immer gleichberechtigt fein foll. 


Artikel VL 


Die Angehörigen eines jeden der beiden vertragenden Theile können gegen- 
ſeitig mit voller Freiheit jeden Theil der betreffenden Gebiete betreten, daſelbſt 
reiſen, ihren Wohuſitz nehmen, Handel und Gewerbe treiben, Ländereien und 
Grundſtücke kaufen oder miethen, dieſelben bebauen und benutzen, ſowie Häuſer, 
Magazine und Läden darauf errichten. In allen dieſen Fällen ſollen die Samoaner 
in Deutſchland ſich den Geſetzen und Verordnungen des Landes unterwerfen und 
allen anderen Verpflichtungen nachkommen, ſowie dieſelben Steuern, Beiträge 
oder Auflagen entrichten wie die eigenen Landesangehörigen. Ebenſo ſollen die 
Deutſchen in Samoa ſich nach den Geſetzen und Verordnungen richten und die 
Steuern und Abgaben an die Samoa⸗Regierung zahlen, welche ſpäter zwiſchen den 
beiderſeitigen Regierungen vereinbart werden mögen, jedoch ſollen die deutſchen 
Staatsangehörigen darin immer dieſelben Rechte und Vortheile in Samoa genießen, 
wie die Samoaner oder die Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nation. 

Insbeſondere ſichert die Samoa⸗Regierung hierdurch den deutſchen Staats⸗ 
angehörigen den friedlichen Beſitz aller Ländereien in Samoa zu, welche dieſelben 
bisher in ordnungsmäßiger und zu ſeiner Zeit gebräuchlicher Weiſe von Samoanern 
gekauft haben, und ſind durch dieſe Beſtätigung des Eigenthumsrechts der deutſchen 
Staatsangehörigen durch die Samoa⸗Regierung alle ferneren Anfechtungen in Bezug 
auf ſolche Ländereien ausgeſchloſſen. Es ſoll den Deutſchen daher freiftehen, alle 
ihre Ländereien in Samoa ungeſtört zu benutzen, Pflanzungen darauf anzulegen 
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und die nöthigen Arbeitskräfte, ſowohl zu dieſem Zwecke wie im Allgemeinen für 
ihre Werften, Geſchäftsplätze und Häuſer heranzuziehen und zu verwenden. 


Artikel VII. 


Die Beſtimmung der Gerichtsbarkeit, welcher die in Samoa ſich auf⸗ 
haltenden deutſchen Staatsangehörigen und Schutzgenoſſen bei Rechtsſtreitigkeiten 
unter ſich, ſowie in Bezug auf von ihnen gegen einander begangene Vergehen 
und Verbrechen unterworfen ſind, bleibt der deutſchen Regierung und deren An⸗ 
ordnungen überlaſſen, dagegen bleibt die Feſtſtellung einer Gerichtsbarkeit und des 
Verfahrens in Bezug auf Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen den in Samoa ſich auf⸗ 
haltenden deutſchen Staatsangehörigen und Schutzgenoſſen einerſeits und Samoanern 
andererſeits, ſowie in Bezug auf Vergehen und Verbrechen der Angehörigen des 
einen vertragenden Theils gegen die des anderen, einer beſonderen Vereinbarung 
zwiſchen den beiderſeitigen Regierungen vorbehalten, einſchließlich der nöthigen 
Beſtimmungen über die Ausführung der Beſtrafung der als ſchuldig überwieſenen 
Perſonen, ſowie über die Anwendung des gegenſeitig zuſtändigen Zeugenzwanges 
bei Gerichtsverfahren. 

Inzwiſchen, bis die beiderſeitigen Regierungen ſolche Vereinbarung getroffen 
haben, ſollen alle zwiſchen Deutſchen und Samoanern in Samoa entſtehenden 
Streitigkeiten in bisher gebräuchlicher Weiſe von dem deutſchen Konſul oder deſſen 
Stellvertreter in Gemeinſchaft mit einem Beamten der Samoa⸗Regierung ent⸗ 
ſchieden werden. a 


Artikel VIII. 


Alle Geſetze und Verordnungen, welchen die in Samoa ſich aufhaltenden 
deutſchen Staatsangehörigen und Schutzgenoſſen ſich zu unterwerfen, ſowie alle 
Steuern und Abgaben, welche dieſelben demgemäß der Samoa-Regierung zu 
entrichten haben, ſollen von dem deutſchen Konſul oder anderen zu dem Zwecke 
von der deutſchen Regierung ernannten Perſonen zuſammen mit Beamten der 
Samoa⸗Regierung berathen werden, ebenſo alle zweckdienlichen Maßregeln, um 
die Beobachtung ſolcher Geſetze und Verordnungen durch die Deutſchen in Samoa 
herbeizuführen; jedoch ſollen alle ſolche gemeinſchaftlich von den Beamten der 
beiderſeitigen Regierungen berathenen und vereinbarten Geſetze und Maßnahmen 
erſt nach erlangter Beſtätigung derſelben durch die deutſche Regierung in 
Kraft treten. 

Etwaige Vereinbarungen jedoch, welche Beamte der beiderſeitigen Regierungen 
mit Bezug auf Munizipal⸗Einrichtungen oder Polizei⸗, Quarantaine⸗ und Apia⸗ 
Hafenverordnungen, ſowie über ein Verbot oder die Regelung des Verkaufs oder 
der Abgabe von ſpirituöſen und berauſchenden Getränken an Samoaner und Ein⸗ 
geborene von anderen Inſeln des Stillen Ozeans durch Deutſche in Samoa 
getroffen haben, ſollen ſofort von den deutſchen Staatsangehörigen beobachtet 
9995 und zwar ſo lange, als die deutſche Regierung die Beſtätigung nicht ver⸗ 
agt hat. 

Die deutſchen Staatsangehörigen ſollen indeß auch in allen dieſen Fällen 
immer die gleichen Rechte und Vortheile wie die Samoaner oder die Angehörigen 
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der meiſtbegünſtigten Nation in Samoa genießen und keinen Geſetzen oder Maß⸗ 
nahmen unterworfen ſein, wodurch ſie den Angehörigen anderer Nationen in 
Samoa gegenüber zurückgeſetzt oder benachtheiligt werden. 


Artikel IX. 


Außer den in den vorſtehenden Artikeln gedachten verſchiedenen Verein⸗ 
barungen bleibt auch die Regelung der Civilſtands⸗ und anderer noch nicht be— 
rührter Verhältniſſe der Angehörigen und Schutzgenoſſen des einen Staates 
während des Aufenthalts in dem Gebiete des anderen Theils, wie auch die Feſt⸗ 
ſtellung der Rechte, Befugniſſe und Verpflichtungen der gegenſeitigen Konſular⸗ 
vertretung und der in Bezug auf den Handel noch unerledigten Punkte, einer 
Vereinbarung der beiderſeitigen Regierungen vorbehalten. 


Artikel X. 


Die Regierung von Samoa verſpricht, im eigenen Lande keine Monopole, 
Entſchädigungen oder wirklichen Vorrechte zum Nachtheile des deutſchen Handels 
oder der Flagge und der Staatsangehörigen des Deutſchen Reichs zu bewilligen. 


Artikel XI. 


Die Regierung von Samoa verſpricht, daß ſie der deutſchen Regierung 
ſowohl in Betreff aller in den vorhergehenden Artikeln dieſes Vertrages berührten 
Gegenſtände, wie auch überhaupt eben ſo viele Rechte zugeſtehen will, als den 
meiſtbegünſtigten Nationen, und als den letzteren in Zukunft eingeräumt werden 
mögen. 


Artikel XII. 


Der gegenwärtige Vertrag wird vom Tage der Anterzeichnung ab in Kraft 
treten und Gültigkeit haben, vorbehaltlich deſſen, daß derſelbe wieder ungültig 
wird, falls die Ratifikation desſelben ſeitens der deutſchen Regierung innerhalb 
der Friſt von vierundzwanzig Monaten, vom Tage der Unterzeichnung ab, nicht 
erfolgen ſollte. 


Artikel XIII. 


Der gegenwärtige Vertrag, aus dreizehn Artikeln beſtehend, ſoll ratiftzirt 
und die Rakifikationen ſollen ſobald als möglich in Apia ausgetauſcht werden. 

Die Ratifikation ſeitens der Samoa⸗Regierung ſoll jedoch gleich nach Unter- 
zeichnung dieſes Vertrages erfolgen, und die betreffende Urkunde bis zur Ankunft 
der Ratifikation der deutſchen Regierung im Kaiſerlich deutſchen Konſulat zu Apia 
verwahrt werden, mit der Bedingung, daß der Samoa⸗Regierung ihre Rati⸗ 
fikations⸗Urkunde zurückerſtattet wird, im Falle die deutſche Regierung dieſen 
Vertrag nicht innerhalb der feſtgeſetzten Friſt ratiftziren ſollte. 


— 
Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten den gegen⸗ 
wärtigen Vertrag in doppelter Ausfertigung unterzeichnet und befiegelt. 


So geſchehen im Kaiſerlich deutſchen Konſulat zu Apia auf Upolu am vier⸗ 
undzwanzigſten Januar Achtzehnhundertneunundſiebenzig. 


von Werner. A. Weber. Tuiä. Lemana. Meiſake. 
(L. S.) (L. S.) (L. S9 „ . 8) (L. S.) 


Der vorftehende Vertrag iſt ſamoaniſcherſeits gleich nach feiner Unter⸗ 
zeichnung und deutſcherſeits innerhalb der im Artikel XII vorgeſehenen Friſt 
ratifizirt worden, und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtatt⸗ 
gefunden. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


